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BEBAUUNGSVORSCHRIFTEN 
 
 
I Bauliche Ausnutzbarkeit 
 

1.1 Im Zuge der Änderung von Grundstücksgrenzen müssen neu geschaffene bzw. geänderte 

Bauplätze 

 

in den Baulandbereichen nördlich der Autobahn: 

- in der ausgewiesenen offenen (o) Bebauungsweise mindestens 600 m². 

- in der ausgewiesenen einseitig offenen (eo) oder gekuppelten (k) Beubauungsweise 

mindestens 500 m², 

- in der ausgewiesenen geschlossenen (g) Bebauungsweise mindestens 400 m² 

groß sein, sowie 

 

in den Baulandbereichen südlich der Autobahn: 

- mindestens 1.000 m² 

groß sein. 

 

Die Breite eines Bauplatzes darf in der „offenen“ Bebauungsweise ein Mindestmaß von 18 

Meter, bei „gekuppelter“ oder „einseitig offener“ Bebauungsweise ein Mindestmaß von 14 

Meter nicht unterschreiten. 

 

Bestehende Grundstücke im Bauland können auch dann zum Bauplatz erklärt werden, 

wenn sie eine Größe unter diesem Mindestmaß aufweisen. In diesem Fall sind Änderungen 

von Grundgrenzen jedoch nur möglich, wenn dadurch keine weitere Verringerung der 

bisherigen Grundstücksgrößen erfolgt. 

 

Für bestehende Grundstücke ist eine weitere Verringerung der bisherigen 

Grundstücksgrößen (z.B. Grundstücke im Bauland), bzw. eine Verringerung von Bauplätzen 

gemäß 1.1) unter die jeweilige Mindestgröße nur dann möglich, wenn diese Verringerung 

durch erforderliche Abtretungen ins öffentliche Gut verursacht wird. 

 

1.2 Im Wohnbauland dürfen Nebengebäude außerhalb des gesetzlich definierten 

Mindestbauwichs eine maximale Gebäudehöhe von 4 Meter aufweisen. Bei geneigtem 

Gelände darf diese Maximalhöhe hangabwärts entsprechend der Geländeneigung 

überschritten werden. 
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1.3 Zwischen Garagen im seitlichen Bauwich und Straßenfluchtlinien ist ein Mindestabstand 

von 5 Meter einzuhalten. Der Zufahrtsbereich ist zur Straße hin offen zu gestalten oder mit 

elektrischen Schiebetoren auszustatten. 

 
II Pflege des Ortsbildes 
 

2.1 Großflächige Plakattafeln auf Brandmauern oder Einfriedungen sind verboten. 

Werbeaufschriften auf Baustelleneinfriedungen sind spätestens 8 Wochen nach 

Beendigung der jeweiligen Bautätigkeit zu entfernen. 

 

2.2 Der vordere Bauwich ist frei von Bauwerken gemäß §4 Z7 NÖ Bauordnung 2014 i.d.dzt.g.F. 

zu belassen – ausgenommen sind Carports, Einfriedungen als bauliche Anlagen und 

Müllsammelräume bis zu einer bebauten Fläche von maximal 20 m² – und als unversiegelte 

Fläche gärtnerisch auszugestalten oder der natürlichen Sukzession zu überlassen. 

Ausgenommen sind weiters erforderliche Zufahrtsflächen, welche lediglich unbebaut zu 

belassen sind. Unterirdische Einbauten sind gestattet, wenn dadurch die gärtnerische 

Gestaltung nicht beeinträchtigt wird. 

 

2.3 Der höchste Punkt des Bauwerkes darf innerhalb des Bauland-Wohngebietes – sofern 

dieser Punkt in der Plandarstellung nicht näher definiert ist – maximal 3 Meter über der 

festgelegten Bebauungshöhe zu liegen kommen. Darüber hinaus ist lediglich die Errichtung 

untergeordneter Bauteile gemäß §53 Abs 7 NÖ Bauordnung 2014 i.d.dzt.g.F. wie 

Wartungsstege, einfache Sicherungskonstruktionen für Arbeiten am Dach, Zierglieder, 

Antennen u.dgl. zulässig. 

 

III Bestimmungen über „Bereiche seitlicher oder hinterer Bauwiche“ 
 

3.1 In „Bereichen seitlicher oder hinterer Bauwiche“, welche in den Plandarstellungen 

gesondert gekennzeichnet sind, ist die Errichtung von Bauwerken ausschließlich in der 

Form von baulichen Anlagen gemäß §4 Z 6 NÖ Bauordnung 2014 i.d.dzt.g.F., von 

Nebengebäuden gemäß §4 Z 15 NÖ Bauordnung 2014 i.d.dzt.g.F. sowie von Vorbauten 

gemäß §52 Abs 3 NÖ Bauordnung 2014 i.d.dzt.g.F. mit folgenden Einschränkungen zulässig: 

 

• die Errichtung von Abstellplätzen oder oberirdischen Garagen ist unzulässig 

• die Errichtung von Nebengebäuden ist bis zu einem Gesamtausmaß von 25 m² 

bebauter Fläche zulässig. 

 
IV Einfriedungen 
 

4.1 Einfriedungen sind entweder als durchsichtige Zaunfelder, aus Einzelelementen oder 

gestalteten Gitterelementen bzw. undurchsichtig als lebender Zaun auszubilden. Sollte 

eine Lärmschutzwand erforderlich sein, kann diese geschlossen ausgebildet werden. 

 

4.2 Die maximal zulässige Höhe von Einfriedungen inklusive Sockel an oder gegen 

Straßenfluchtlinien beträgt 1,70 Meter (gemessen vom angrenzenden öffentlichen Gut), 

wobei die maximale Sockelhöhe 50 Zentimeter beträgt und diese Höhenbeschränkungen 

bei geneigtem Gelände hangaufwärts entsprechend der Hangneigung überschritten 

werden dürfen. 
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4.3 Straßenseitige Stützmauern sind höhenmäßig niedrig zu halten, wobei die Höhe der 

Stützmauer 1,50 Meter nicht überschreiten darf. 

 
V Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge bzw. Fahrräder 
 

5.1 Bei der Neuerrichtung von Wohngebäuden oder bei der Errichtung von Zubauten zu 

Wohngebäuden sind pro neuer Wohneinheit mind. 2,0 Stellplätze auf der Liegenschaft zu 

errichten. 

 
5.2 Die angegebene Mindestanzahl an PKW-Stellplätzen gemäß Punkt 5.1 kann um bis zu 0,5 

Stellplätze reduziert werden, wenn gleichzeitig ein Mobilitätskonzept, welches mit der 
Marktgemeinde Kirchstetten abgestimmt und dessen dauerhafte Umsetzung vertraglich 
mit der Marktgemeinde Kirchstetten gesichert ist, vorliegt. 

 
5.3 Bei der Neuerrichtung von Wohngebäuden sind bis zu einer Anzahl von vier Wohneinheiten 

zwei Fahrradabstellplätze pro Wohneinheit verpflichtend herzustellen. Ab einer Anzahl von 
vier Wohneinheiten ist für die gesamte errichtete Wohnnutzfläche pro 30 m² 
Wohnnutzfläche je ein Fahrradabstellplatz herzustellen. 

 

5.4 Carports im vorderen Bauwich sind gestattet, sofern durch diese die freie Sicht auf die 

angrenzende Verkehrsfläche nicht beeinträchtigt ist und sie sich harmonisch in die 

Umgebung einfügen. Im vorderen Bauwich beträgt die maximale durch Carports überbaute 

Fläche 50 m². 

 
5.5 Im Wohnbauland sind bei der Neuerrichtung von bis zu 4 Wohneinheiten, ausgenommen 

zur Schaffung von Zu- und Abfahrten zu Tiefgaragen - pro Grundstück, pro Straßenseite 
(z.B. Eckparzelle) und einer maximalen straßenseitigen Grundstückslänge von 18 Meter - 
PKW-Zufahrten (Ein- und Ausfahrt) mit einer maximalen Breite von 6 Meter zulässig, bei 
straßenseitigen Grundstückslängen von mehr als 18 Meter pro Straßenseite sind PKW-
Zufahrten (Ein- und Ausfahrt) im Ausmaß von maximal 30% der jeweiligen straßenseitigen 
Grundstückslänge zulässig. 

 
5.6 Pro vier oberirdischen PKW-Stellplätzen im Freien (außerhalb von Gebäuden oder 

Carports) ist je ein Baum mit einer Baumkrone von mindestens 2 Meter Durchmesser, 
einem Stammumfang von mindestens 20 cm in 1 Meter Stammhöhe und einer 
Baumscheibe von mindestens 7 m² zu pflanzen und in einem vitalen Zustand zu erhalten, 
wobei durch die Anordnung der Bäume eine Beschattung der befestigten Stellplatzflächen 
zu erfolgen hat.  

 

VI Mikroklima / Versickerung von Niederschlagswasser 
 

6.1 Ab einem Ausmaß von 3 privaten oberirdischen, nicht überdachten PKW-Stellplätzen pro 
Grundstück sind diese in ihrer Gesamtheit zu begrünen und versickerungsfähig zu gestalten 
(wassergebundene Decken, Rasengittersteine, Schotterrasen o.ä.) und diese Maßnahmen 
dauerhaft zu erhalten. Ausgenommen davon sind verpflichtend herzustellende 
Behindertenstellplätze. 
 

6.2 Innerhalb der Widmungsarten „Bauland-Wohngebiet“, „Bauland-Wohngebiet für 
nachhaltige Bebauung“, „Bauland- Kerngebiet“, „Bauland-Kerngebiet für nachhaltige 
Bebauung“, „Bauland-Agrargebiet“, „Bauland-Betriebsgebiet“, „Bauland-
Verkehrsbeschränktes Betriebsgebiet“ und „Bauland-Sondergebiet“ sind Dachflächen von 
Gebäuden, welche pro Grundstück in Summe mehr als 150 m² Gesamtfläche und eine 
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Dachneigung von bis maximal 15° aufweisen dauerhaft zu begrünen, wobei die oberste 
Schicht des Dachaufbaus als Vegetationsschicht mit einer Mindeststärke von 8 Zentimeter 
und organischen Pflanzungen über die gesamte Dachfläche auszuführen ist. 

 
6.3 Im Falle der Errichtung von Solaranlagen oder aufgeständerten Photovoltaikelementen 

dürfen, die dafür in Anspruch genommenen Flächen von der Verpflichtung zur Begrünung 
ausgenommen werden. Im Falle der Errichtung von Dachterrassen dürfen diese Flächen 
ebenso von der Verpflichtung zur Begrünung ausgenommen werden, dies allerdings in 
Summe bis maximal 25% der Dachfläche. 

 
6.4 Die Versickerung von Niederschlagswässern hat – sofern dies technisch möglich ist – auf 

Eigengrund zu erfolgen. Ist eine unmittelbare Versickerung technisch nicht möglich, hat 
eine Sammlung der Niederschlagswässer in dafür geeigneten Behältern (Zisternen) zu 
erfolgen. Bei nachgewiesener technischer oder wirtschaftlicher Unverhältnismäßigkeit der 
Versickerung oder Sammlung von Niederschlagswässern, sind alternative Lösungsansätze 
mit dem Kanalbetreiber abzustimmen. 

 
VII Freiflächen / Freiraumgestaltung 
 

7.1 In den Plandarstellungen ausgewiesene „Freiflächen“ sind in ihrem Bestand und in ihrer 
Charakteristik zu erhalten. Neupflanzungen sind entsprechend mit standortgerechten 
heimischen Bäumen und Sträuchern durchzuführen. 

7.2 In den Plandarstellungen ausgewiesene „Freiflächen“ ohne zusätzliche 
Nummernbezeichnung sind oberirdisch unbebaut und als unversiegelte Flächen 
gärtnerisch auszugestalten oder der natürlichen Sukzession zu überlassen. Weiters dürfen 
keine KFZ-Abstellplätze errichtet werden.  

7.4 In den Widmungsarten „Bauland-Wohngebiet“, „Bauland-Wohngebiet für nachhaltige 
Bebauung“, „Bauland-Kerngebiet“, „Bauland-Kerngebiet für nachhaltige Bebauung“, 
„Bauland-Agrargebiet“ und „Bauland-Sondergebiet“ sind von Bauplatzflächen 50 % der 
gemäß Bebauungsbestimmungen nicht mit Haupt- und Nebengebäuden bebaubaren 
Flächen unversiegelt zu belassen, wobei ein Anteil von 20 % der Bauplatzfläche nicht 
unterschritten werden darf und Fahnenzufahrten ausgenommen sind. Sieht der 
Bebauungsplan eine Bebauungsdichte von 80 % oder mehr vor und ist diese bereits 
ausgeschöpft, entfällt der Mindestanteil von 20 % unversiegelter Fläche. Sieht der 
Bebauungsplan keine Bebauungsdichte vor, so ist ein Mindestanteil von 25 % an 
unversiegelter Fläche pro Bauplatz einzuhalten. 

Die unversiegelten Flächen sind zumindest bis zu einem Abstand von 1 Meter unterhalb 
des Bezugsniveaus zur Schaffung eines zumindest 1 Meter tiefen Erdkerns frei von 
Unterbauung zu halten und oberirdisch entweder gärtnerisch auszugestalten oder der 
natürlichen Sukzession zu überlassen, dürfen jedenfalls aber keine Abdeckung des Bodens 
auf der Höhe des bestehenden Niveaus mit einer wasserundurchlässigen Schicht 
aufweisen. Eine Aufteilung der unversiegelten Flächen ist zulässig. 

VIII Schutzzonen 
 

Allgemeine Vorschriften  
 

Zur Beurteilung von Neu-, Zu- oder Umbauten in Schutzzonen kann seitens der Baubehörde 
ein „Schutzzonengutachten" beim Gestaltungsbeirat eingeholt werden, worin geprüft wird, 
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ob sich die vorgesehenen Maßnahmen hinsichtlich Bebauungsdichte, Volumen und 
Proportionen der Baukörper, Fassadengestaltung, Konstruktionsdimensionierung, 
Material, Proportion und Unterteilung der Fenster, Türen und Tore, Einfriedungen sowie 
Form, Deckungsmaterial und Aufbauten von Dächern in die charakteristische Struktur des 
Ortsbildes, der Schutzzonenbereiche und des Objekts harmonisch einfügen.  
 
Die Neugestaltung, Änderung und Ausbesserung straßenseitiger Fassaden, die 
Formgebung und Färbung von Außenputzen, Ziergliedern, Gesimsen, Dächern, Fenstern, 
Türen, Toren, Einfahrten und jede Anbringung und Abänderung von Werbeanlagen, 
Sonnenschutzeinrichtungen und sonstige Aufschriften, sind im Sinne der jeweiligen 
Schutzzonenbereiche auszuführen.  

 
8.1 „Schutzzonen mit Objekten unter Denkmalschutz"  
 

Bestehende Objekte sind zu erhalten. Bei Teilunterschutzstellung gelten für die 
verbleibenden Bereiche von Liegenschaften die Bestimmungen der Kategorie „06“ 
(Pufferzone). Der Erhalt und die Pflege der Objekte haben entsprechend der Auflagen des 
Denkmalschutzstatus zu erfolgen. Änderungen oder Sanierungen sind mit dem 
Bundesdenkmalamt abzustimmen. Der Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen ist - 
mit Ausnahme der Zustimmung des Bundesdenkmalamtes - unzulässig. 

 
8.2 „Schutzzonen mit schutzwürdigen Objekten"  

 

Bestehende Objekte sind zu erhalten. Historische Fenster, Putze und Dacheindeckungen 
sind möglichst zu bewahren. Bei der Farbgebung der Fassaden ist auf dem historischen 
Bestand aufzubauen.  

Neu-, Zu- oder Umbauarbeiten sind dem Gestaltungsbeirat zur Prüfung vorzulegen. Der 
Abbruch von Gebäuden (-teilen) ist - mit Ausnahme der Zustimmung des 
Gestaltungsbeirats – unzulässig.  

 
8.3 „Schutzzonen mit ensemblebedeutsamen Objekten"  
 

Die äußere Erscheinungsform und die Struktur (Anordnung, Höhe, Proportion) der 
Gebäude, aus denen sich die Ensemblewirkung ergibt, sind zu erhalten. Änderungen haben 
sich an dem Ensemble zu orientieren, um weiterhin einen integralen Teil dessen zu bilden.  
Neu-, Zu- oder Umbauarbeiten sind dem Gestaltungsbeirat zur Prüfung vorzulegen.  

 
8.4 „Schutzzonen mit dörflichem Charakter“  
 

Es gelten die „Allgemeinen Vorschriften“ für Schutzzonen Neu-, Zu- oder Umbauarbeiten 
sind dem Gestaltungsbeirat zur Prüfung vorzulegen. 

  
8.5 Strukturbedeutsame Freiflächen 
 

Strukturbedeutsame Freiflächen sind Freiflächen, die aufgrund ihrer Charakteristik als 

strukturbedeutsam eingestuft werden. Größere, unbebaute Bereiche werden durch 

Baufluchtlinien oder Freiflächen im Bestand gesichert. Es ist individuell festzustellen, ob 

diese Flächen zur Gänze freizuhalten sind, sollte dies nicht der Fall sein, ist es erforderlich 

diese Räume harmonisch in das charakteristische Ortsbild einzufügen. 
  



KIRCHSTETTEN / VERORDNUNG  Se it e  6  

 

8.6 „Pufferzonen"  
 

Pufferzonen umfassen sensible Übergangs- und Pufferbereiche im unmittelbaren Umfeld 

denkmalgeschützter, schutzwürdiger oder ensemblebedeutsamer Objekte. Sie weisen eine 

vergleichsweise geringere historische und/oder baukulturelle Bedeutung auf, sollen sich 

jedoch bei Neu-, Zu- und Umbauten in Proportion und Kubatur in das charakteristische 

Ortsbild einfügen. Für die Beurteilung von Bauvorhaben in dieser Zone kann eine 

gutachterliche Aussage eines Ingenieurkonsulenten für Raumplanung und Raumordnung 

herangezogen werden, ein Einbeziehen des Gestaltungsbeirats ist dabei nicht zwingend 

erforderlich. 

 


